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Sollen Tageszeitungen vor lokaler Hörfunkwerbung
geschützt werden?
Zur Abgrenzung von lokalen Werbemärkten und der Einschränkung
von Wettbewerb
1. Einleitung

Für die Veranstaltung von privaten
Rundfunkprogrammen sind in
Deutschland die rechtlichen
Grundlagen in den Landesmedien-
gesetzen festgelegt. Diese enthal-
ten Bestimmungen über Lizenzer-
teilungen, die Vergabe von Fre-
quenzen, inhaltliche Vorgaben,
Werbebeschränkungen und ande-
res. In Sachsen-Anhalt wurde in
diesem Jahr ein neues Landesme-
diengesetz beraten. Anhand eines
Sachverhaltes, der bei den Geset-
zesanhörungen diskutiert wurde,
soll im folgenden exemplarisch
dargestellt werden, welche Bedeu-
tung volkswirtschaftliche Politikbe-
ratung im Medienbereich hat.

Im bisherigen Gesetz über privaten
Rundfunk in Sachsen-Anhalt heißt
es: „Werbung muss im gesamten
Verbreitungsgebiet eines zugelas-
senen Programms zeitgleich ver-
breitet werden.“ 1 Das heißt, dass
die privaten Hörfunkveranstalter in
Sachsen-Anhalt (Radio SAW und
Hit-Radio Antenne Sachsen-Anhalt)
Werbung nur im gesamten Bun-
desland ausstrahlen dürfen, lokal
unterschiedliche Werbung ist ihnen
nicht erlaubt. Die Mehrzahl der
deutschen Bundesländer hat dies
anders geregelt: Die privaten Ra-
diosender in Thüringen strahlen
beispielsweise zu bestimmten Zeit-
punkten in Jena andere Werbe-
spots aus als in Nordhausen. Damit
kann ein Autohaus in Jena Radio-
werbung in einem Gebiet ausstrah-
len, das seinem räumlich begrenz-
ten Absatzgebiet entspricht. So hat
er im Vergleich zu landesweiter
Werbung weniger Streuverluste,
was zu absolut geringeren Werbe-
kosten führt.

Die Zeitungsverlage in Sachsen-
Anhalt hatten in der Vergangenheit
ein Verbot lokaler Hörfunkwerbung
erreichen können. Auch bei den
aktuellen Beratungen wurde von
ihnen wieder argumentiert, dass die
Ausstrahlung von lokaler Werbung
im Hörfunk dazu führen würde,

dass die Werbeeinnahmen der
Zeitungen sinken würden. Dadurch
müssten Lokalredaktionen ge-
schlossen werden, Arbeitsplätze
seien gefährdet und schließlich
drohe eine Schwächung der Demo-
kratie im Lande.

Im folgenden wird diesen Argu-
menten nachgegangen und es
erfolgt eine Diskussion des Verbots
lokaler Hörfunkwerbung aus öko-
nomischer Sicht. Die Ausführungen
erfolgen in zwei Schritten: Erstens
wird untersucht, ob tatsächlich
Konkurrenz zwischen Zeitungen
und Hörfunk auf dem Werbemarkt
besteht, ob also der Autohausbesit-
zer tatsächlich keine Zeitungswer-
bung mehr schaltet, wenn er einen
lokalen Hörfunkspot buchen kann.
Wenn diese Frage positiv zu be-
antworten ist, ist in einem zweiten
Schritt zu klären, ob es dann aus
gesamtgesellschaftlicher Sicht
sinnvoll ist, diese Konkurrenz aus-
zuschalten.

2. Abgrenzung von Werbe
    märkten

Bei der Untersuchung der Frage, ob
die Hörfunkveranstalter tatsächlich
direkte Konkurrenten von Zeitungs-
verlagen sind, ob es also gemein-
same lokale Märkte für Hörfunk-
werbung und Tageszeitungswer-
bung gibt, sind verschiedene Ge-
sichtspunkte zu beachten. Zunächst
ist die unterschiedliche Nutzung der
Medien von Bedeutung: Hörfunk
wird überwiegend als Begleitmedi-
um genutzt, zum Beispiel während
häuslicher Tätigkeiten und während
des Autofahrens. Der Zeitungsleser
hingegen widmet sich in der Regel
der Lektüre mit voller Aufmerksam-
keit. Damit zusammenhängend
bestehen Unterschiede in der Wir-
kung der Werbung2: Radiowerbung
wird auditiv wahrgenommen, insbe-
sondere kann durch Werbespots
Aufmerksamkeit für Verkaufsaktivi-
täten oder andere Ereignisse erregt
werden und ein Einsatz für Image-
werbung ist möglich. Anzeigen in

Zeitungen hingegen enthalten oft
detailliertere Informationen sowie
Bilder. Es werden zudem unter-
schiedliche Zielgruppen mit den
beiden Werbeformen erreicht, da
die Nutzer der Medien nicht unbe-
dingt identisch sind.3 Ein Großteil
der in Tageszeitungen geschalteten
Werbung kann aus diesen Gründen
nicht durch Hörfunkwerbung ersetzt
werden (zum Beispiel Angebote des
Einzelhandels, Kinoprogramm).
Auch in der Produktionsweise der
Werbung sowie in der Höhe der
Werbepreise bestehen bedeutende
Unterschiede. Es wird ersichtlich,
dass diese beiden Werbeformen
keine vollständigen Substitute sind,
der Markt für Hörfunkwerbung also
grundsätzlich von anderen Medien-
werbemärkten abzugrenzen ist.4

Diese Auffassung wird ebenfalls
vom Bundeskartellamt vertreten5:
Werbung im Radio und in Zeitungen
stehen nicht in direkter Konkurrenz
zueinander, nur in bestimmten
Fällen wird ein Werbetreibender auf
Werbung in der lokalen Tageszei-
tung verzichten, wenn er stattdes-
sen lokale Hörfunkwerbung schal-
ten kann. Solche Fälle liegen insbe-
sondere dann vor, wenn das
Verbreitungsgebiet der Zeitungen
weitgehend deckungsgleich mit
dem Sendegebiet des Rundfunk-
betreibers ist und wenn es sich um
Markenartikelwerbung handelt. Im
Ergebnis bleibt also festzuhalten,
dass nicht von einem gemeinsamen
Werbemarkt ausgegangen werden
kann6, wenngleich Tageszeitungen
in einzelnen Fällen Umsätze durch
lokale Radiowerbung einbüßen
werden.

3. Einschränkung von
    Wettbewerb
Sollten nun die Tageszeitungsver-
lage vor dieser Konkurrenz ge-
schützt werden, um den von diesen
befürchteten Verlust von Arbeits-
plätzen zu verhindern? Dies ist mit
Entschiedenheit zu verneinen.
Selbst wenn die Substitutionsmög-
lichkeiten der
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Werbeformen sehr groß wären, ist
es nicht Aufgabe des Staates, Un-
ternehmen vor Substitutionskonkur-
renz zu schützen, vielmehr sollten
Märkte offengehalten werden und
Alternativen eine Chance erhalten.
Wettbewerb zwischen Anbietern
führt in der Regel zu höherer Effi-
zienz (Kosten- und Preissenkun-
gen, bessere Anpassung der Pro-
dukte an die Wünsche der Nachfra-
ger, Entstehung von Innovationen).
Für den betrachteten Sachverhalt
sind verschiedene positive Wirkun-
gen der Aufhebung des Verbots
lokaler Werbung zu erwarten: Die
Werbetreibenden erhalten für ihre
lokale Werbung mehr Auswahlmög-
lichkeiten bezüglich Form, Inhalt,
Umfang und Reichweite. Insbeson-
dere treten nicht mehr die hohen
Streuverluste landesweit ausge-
strahlter Hörfunkwerbung auf. Dies
ist speziell für kleine und mittlere
Anbieter von Gütern und Dienst-
leistungen von Bedeutung: Für sie
wird es einfacher, auf neue Märkte
einzutreten, da sie effizienter Wer-
bung betreiben können. Von Be-
deutung ist dies insbesondere in
den neuen Bundesländern, wo
lokale Anbieter mit bekannten bun-
desweiten Unternehmen konkurrie-
ren. Darüber hinaus führt Konkur-
renz dazu, dass die etablierten
Unternehmen (hier die Tageszei-
tungsverlage) gezwungen sind,
stärker auf die Wünsche ihrer Kun-
den einzugehen, was diesen zugute
kommt. Es ist nicht zu erwarten,
dass regionale Zeitungen ihr Er-
scheinen aufgrund der Erlaubnis
lokaler Hörfunkwerbung einstellen
müssen, zumal Werbung nicht die
einzige Einnahmequelle für die
Verlage ist. Außerdem ist zu be-
achten, dass selbst eine mögliche
Einbuße von Arbeitsplätzen bei den
Verlagen durch das Entstehen
neuer Beschäftigungsverhältnisse
bei den Radioveranstaltern kom-
pensiert werden würde.

4. Schlussbemerkung

Das Ergebnis der ökonomischen
Analyse ist somit eindeutig: Es ist
kein Grund ersichtlich, ein Verbot
lokaler Hörfunkwerbung aufrecht-
zuerhalten. Die Durchsetzung eines
Verbots wäre zudem ein Einfallstor
für die Schutzbedürfnisse anderer
Werbeträger. Die Deregulierung
anderer Wirtschaftsbereiche in
jüngster Zeit (zum Beispiel der
Telekommunikation) hat stattdes-

sen die Vorzüge des Wettbewerbs
nachhaltig belegt.

Der Gesetzgeber in Sachsen-Anhalt
berücksichtigt, wenn auch nur zö-
gerlich, die ökonomischen Argu-
mente: Das voraussichtlich im
Herbst 2000 in Kraft tretende neue
Landesmediengesetz erlaubt es
den Hörfunkveranstaltern, ab Mitte
des Jahres 2001 lokale Werbung
auszustrahlen.
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